
Gemeinderatssitzung am 22. September 2016 – öffentlicher Teil! 

 

 

 

1 

Protokoll 

über die, am Donnerstag, den 22. September 2016 

um 18.00 Uhr, 

im Rathaus Pressbaum 

stattgefundene 

ORDENTLICHE SITZUNG des GEMEINDERATES 

     ÖFFENTLICHER TEIL 

Anwesend:  

Fraktion ÖVP: Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner, Vzbgm. Irene Wallner-

Hofhansl, StR DI Josef Wiesböck, StR DI Fritz Brandstetter, GR Maria Auer, GR 

Roswitha Hejda, GR Thomas Tweraser, GR Martin Söldner, GR DI Erik 

Kieseberg, GR DI Robert Hartlieb, GR Jutta Polzer, GR Elisabeth Szerencsics, 

GR Franz Kerschbaum, GR Markus Naber BA MA MSc 

Fraktion SPÖ: Vzbgm. Alfred Gruber, GR Franz Langer, GR Ing. Strombach, 

GR Ing. Thomas Ded 

Fraktion WIR: StR Wolfgang Kalchhauser, GR Günter Fahrner, GR Ing. Jochen 

Pintar 

Fraktion FPÖ: StR Anna-Leena Krischel Bakk.phil., GR Mag. Helfried 

Jedlaucnik, GR DI Verena Nekham 

Fraktion Grüne:, GR Michael Sigmund, GR Christine Leininger 

Fraktion Neos:  

Entschuldigt: GR Dr. Peter Großkopf (SPÖ), StR Irene Heise 

(ÖVP) StR Reinhard Scheibelreiter (SPÖ), GR 

Michael Soder Msc (SPÖ), StR Peter Samec 

(GRÜNE), GR Tanja Ehnert (NEOS), GR Alexander 

Knapp(NEOS) 

 GR Markus Naber BA MA MSc (ÖVP) ist während 

Top 11 bis Top 17 nicht anwesend  

Auskunftspersonen:          Stadtamtsdirektorin Andrea Hajek 

Schriftführerin:  Michaela Kröss 

Beginn:    18.00 Uhr 

Ende:    21.17 Uhr 
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Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung zur festgesetzten Zeit, die Einladungen sind 

erfolgt, die Beschlussfähigkeit ist gegeben. 

Es wurden 2 Dringlichkeitsanträge eingebracht: 

1. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates eingebracht von Bgm. Schmidl-Haberleitner bezüglich Rücktritt 

der Funktion als Mitglied im Abwasserverband Anzbach-Laabental durch GR 

Knapp Alexander. 

Der Bürgermeister ersucht um Zuerkennung der Dringlichkeit. 

Entscheidung:  

Dafür: einstimmig 

Wird unter Top 25a) behandelt. 

 

2. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates eingebracht von Herrn StR DI Brandstetter bezüglich Einleitung 

eines Rechtsstreites im Vergabeverfahren Straßenbeleuchtung und Vertretung 

durch die Finanzprokuratur gemäß vorliegender Honorarvereinbarung. 
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Der Bürgermeister ersucht um Zuerkennung der Dringlichkeit. 

Entscheidung:  

Dafür: einstimmig  

Wird unter Top 25b) behandelt. 
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Top 10 Subventionen wird vorgezogen und als 2. Top behandelt, Top 15 wird 

abgesetzt. 

Der Bürgermeister geht wie folgt in die Tagesordnung ein: 

TAGESORDNUNG 

Öffentlicher Teil: 

1. Entscheidung über Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung (Bgm. 

Schmidl-Haberleitner) 

2. Wärmeliefervertrag EVN (StR DI Brandstetter) 

3. Reparatur Unimog – außerplanmäßige Bedeckung (GR Mag. 

Jedlaucnik/StR DI Wiesböck) 

4. Auftragsverlängerung Wartung der Straßenbeleuchtung(StR DI 

Brandstetter) 

5. Auftragsvergabe Kontrahentenleistungen (Kanal und Wasser, Straße, 

Hochwasser, Straßenreinigung) (StR DI Brandstetter) 

6. Auftragsvergabe Winterdienstleistungen (StR DI Brandstetter) 

7. Annahme Fördervertrag ABA BA 100, Digitaler Leitungskataster (StR DI 

Brandstetter) 

8. Übernahme Fußgänger Leiteinrichtung Tunnel Klostergasse (StR DI 

Brandstetter) 

9. Änderung der Wasserabgabenordnung (StR DI Brandstetter) 

10. Subventionen (GR Naber BA MA MSc) 

11. Löschungserklärung Berggasse 15 (Vzbgm. Gruber) 

12. Grundabtretung Siedlungsstraße 2 (Vzbgm. Gruber) 

13. Grundabtretung Kaiserspitz 6 (Vzbgm. Gruber) 

14. Grundsatzbeschluss über die Änderung des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes (Vzbgm. Gruber) 

15. Änderung der Bebauungsvorschriften (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

16. Rückerstattung Kurskosten Heimatmuseum (StR Kalchhauser) 

17. Entsendung des Kulturstadtrates in den Museumsverein (StR Kalchhauser) 

18. Pressbaumer Sommerspiele (StR Kalchhauser) 

19. PKomm Jahresabschluss 2015 (StR DI Brandstetter) 

20. Entschädigung für die Wahlbehörden zur Bundespräsidentenwahl (Bgm. 

Schmidl-Haberleitner) 

21. Flächenänderung EVN-Sportplatz (Vzbgm. Gruber) 

22. Ankauf Garagentore Wirtschaftshof – außerplanmäßige Bedeckung (GR 

Mag. Jedlaucnik / StR DI Wiesböck) 

23. Unfallversicherung für Flüchtlinge mit Prekariatsvereinbarung (StR DI 

Wiesböck) 

24. Aufschlag für Darlehen (StR DI Wiesböck) 

25. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

26. Berichte 
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Zu Top 1 – Entscheidungen über Einwendungen zum Protokoll der letzten 

Sitzung 

Es wurden keine Einwendungen eingebracht  und somit gilt das Protokoll vom 

29.06.2016 als genehmigt. 

 

Zu Top 10– Subventionen  

1a) SIM Kultur 

Sachverhalt: (vorbereitet von GR Naber BA MA MSc / Mag. Thomas Hager) 

Mit Schreiben vom 26. Mai 2015 sucht der Integrationsverein-SIM zwecks 

Anschaffung neuer Trachten, um neue Tänze aufführen zu können, um eine 

Subvention in der Höhe von € 200,- an. Nachdem das Subventionsansuchen 

unvollständig war, wurden mehrere Verbesserungsaufträge erteilt, bzw. Versuche 

unternommen, die Beschlussreife des gegenständlichen Ansuchens herzustellen. 

Außerdem hat es sich als notwendig erwiesen, eine Auskunftsperson zum 

gegenständlichen Sachverhalt zu befragen. 

Subvention 2015: € 0,- 

Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 

Feuerwehr, einstimmig, eine Subvention in der Höhe von € 200,- zwecks 

Anschaffung neuer Trachten zu gewähren. 

GR Markus Naber, BA MA MSc stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge dem Verein SIM zur 

Bezahlung des Trachtenankaufs eine Subvention in der Höhe von € 200,- zukommen 

lassen. 

Bedeckung: Kto. 1/312000-757000 Förderung der bildenden Künste. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 
1b) – SIM Sport 

Sachverhalt: 

Der Integrationsverein-SIM sucht um einmalige Unterstützung in der Höhe von 300 € 

für seine Gesamtorganisation des Tag des Sports am 3. Juli 2016 in Wilhelmsburg 

an, wo in unterschiedlichen Sportarten Teilnehmer von Vereinen aus Tulln, 
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Traiskirchen, Wilhelmsburg, Leobersdorf, Schwechat und Pressbaum erwartet 

werden. Zur Herstellung der Beschlussreife des gegenständlichen Ansuchens gab 

der Obmann-Stellvertreter bei der Ausschuss-Sitzung vom 21.06.2016 persönlich 

Auskunft.  

Subvention 2015: € 0,- 

Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 

Feuerwehr, einstimmig, eine Subvention zur Durchführung der Gesamtorganisation 

vom Tag des Sports in der Höhe von € 300,- zu gewähren. 

GR Markus Naber, BA MA MSc stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge dem Verein SIM zur 

Durchführung vom Tag des Sports am 3. Juli 2016 eine Subvention in der Höhe von 

€ 300,- zukommen lassen. 

Bedeckung: Kto. 1/269000-757000 Subvention an Sportvereine 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

2) KOBV – Ansuchen um Basissubvention für 2016 

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 12. April 2016 hat der KOBV (Kriegsopfer- und 

Behindertenverband Ortsgruppe Purkersdorf und Umgebung) wie in den Vorjahren 

um eine Basissubvention angesucht. Die Ortsgruppe umfasst 72 Mitglieder, wovon 

24 in der Stadtgemeinde Pressbaum wohnhaft sind.  

Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 

Feuerwehr, einstimmig, dem KOBV eine Basissubvention für 2016 in der Höhe von 

€ 75,- zu gewähren. 

GR Markus Naber, BA MA MSc stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge dem KOBV eine 

Basissubvention für 2016 in der Höhe von € 75,- gewähren. 

Subvention 2015: € 100,- unter 1/312000-757000 Förderung der bildenden Künste 

Bedeckung: Kto. 1/061000-77700 sonstige Subventionen (€ 250,- frei)  

Entscheidung: 
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Dafür: einstimmig 

 

3) Jugendverein – Ansuchen um Sondersubvention für 2016 

Sachverhalt: 

Seit Oktober letzten Jahres ist das Projekt "Jugendraum in Pressbaum" einen großen 

Schritt weiter gekommen. Seitdem gibt es im Gastgarten des ehemaligen 

Bahnhofbuffets am Bahnhof Pressbaum eine Holzhütte. Unser Projekt wurde und 

wird ausschließlich von jungen engagierten Leuten betrieben und organisiert. Zur 

Erinnerung, im Vorjahr wurde der Boden begradigt (ca. € 6.000,- v. Firma Unger Bau 

aus Wolfsgraben) und der Jugendraum aufgestellt (ca. € 2.800,-). Die finanziellen 

Mittel wurden durch Gemeinde, Land und diverse Firmen und private Spender 

aufgestellt. Die Subvention aus dem Jahr 2016 wurde vor allem gebraucht um das 

damalige Minus auf dem Vereinskonto auszugleichen. 

Da es das Ziel des Vereins ist Jugendlichen zwischen 15 und 25 die Möglichkeit zur 

unkomplizierten Freizeitgestaltung zu bieten, wurde bewusst auf Mitgliedsbeiträge 

verzichtet. Die Grunderhaltungskosten für den Raum sind leider doch höher als 

letztes Jahr kalkuliert, weiters konnte trotz mehreren sehr erfolgreichen 

Veranstaltungen in diesem Jahr kaum Gewinn erwirtschaftet werden (Bsp.: 

Bubblesoccerturnier mit dem USV Pressbaum mit über 75 Teilnehmern und 150 

Zuschauern). 

Zusätzlich wurde der Verein bei der Stromabrechnung für das vergangene Jahr mit 

nicht vorhersehbaren Zusatzkosten von über € 900,- überrascht (Anm. Siehe Beilage 

Rechnung). Hierbei wurde nach Rückfrage erläutert, dass es sich um einmalige 

Netzaufschlussgebühren handelt. 

Der oben beschriebene Sachverhalt führt zu einem derzeitigen Kontostand von € 

66,40, mit offenen Rechnungen von rund € 250,- plus der Stromabrechnung mit dem 

Rechnungsbetrag € 1.252,16. Die übrigen laufenden Kosten werden durch Spenden 

aufgebracht. 

Somit ersucht der Jugendverein Pressbaum um finanzielle Unterstützung in Höhe 

von € 1.453,76 für das laufende Jahr 2016. 

Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 

Feuerwehr, einstimmig, dem Jugendverein Pressbaum eine Subvention für 2016 in 

der Höhe von € 1.000,- zu gewähren. 
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GR Markus Naber, BA MA MSc stellt den  

Antrag: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge dem Jugendverein 

Pressbaum eine Subvention für 2016 in der Höhe von € 1.000,- gewähren. 

Subvention 2015: € 2.000,- und 2016 bisher: € 1.703,- unter 1/439000-728000 

Jugendförderung 

Bedeckung: Kto. 1/439000-728000 Jugendförderung (€ 1.327,-- frei)  

Entscheidung: 

Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 

Enthaltung: GR Tweraser, GR Söldner 

Mehrheitlich angenommen. 

 

4) ASV Badminton U15 

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 10. September 2015 suchte der ASV Pressbaum – Badminton um 

Subvention für das „Internationale U15 Wienerwaldtunier“ vom 1. bis 3. Juli 2016 an. 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 24. Mai 2016 entschieden, dem ASV 

Pressbaum – Badminton eine Subvention in der Höhe von € 600,- für das 

„Internationale U15 Wienerwaldtunier“ im Zeitraum vom 1. bis 3. Juli 2016 zu 

gewähren. Laut aktuellen Informationen musste der ASV Badminton die 

gegenständliche Veranstaltung absagen. Nachdem der Zweck, für den der 

Gemeinderat die gegenständliche Subvention gewährt hat, augenscheinlich 

weggefallen ist, möge der Gemeinderat, den obigen Gemeinderatsbeschluss vom 24. 

Mai 2016 widerrufen, und einen Beschluss neu fassen, wonach auf Grund des 

Entfalls der gegenständlichen Veranstaltung keine Subvention gewährt werden kann. 

Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 

Feuerwehr, mehrheitlich, den diesbezüglich gefassten Gemeinderatsbeschluss vom 

24. Mai 2016 zu widerrufen, und einen neuen Beschluss zu fassen, wonach das 

gegenständliche Subventionsansuchen abgewiesen wird. 

GR Markus Naber, BA MA MSc stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den, in seiner Sitzung vom 

24. Mai 2016 gefassten, Beschluss, wonach der ASV Badminton für sein 
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„Internationales U15 Wienerwaldtunier“ im Zeitraum vom 1. bis 3. Juli 2016 eine 

Subvention in der Höhe von € 600,- zuerkannt bekommen hat, auf Grund des Entfalls 

der Veranstaltung widerrufen und einen neuen Beschluss fassen, wonach das 

gegenständliche Subventionsansuchen abgewiesen wird.  

Bedeckung: Kto. 1/269000-757000 Subvention an Sportvereine 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 2 – Wärmeliefervertrag EVN 

Vorbereitet von StR DI Brandstetter und Frau Hajek  

Sachverhalt: 

Die Verträge mit der EVN bezüglich Heizungsanlage in der Volksschule wurden lt. 

GR-Beschluss vom 24.11.2015 gekündigt.  

Es wurden in der Zwischenzeit zahlreiche Gespräche mit Herrn Mühlmann von der 

EVN geführt, um eine annehmbare Lösung für die Heizung Volksschule zu erzielen. 

Das Problem besteht darin, dass der Heizungsraum in der Volksschule von der EVN 

gemietet war. Die mit der darin befindlichen Heizungsanlage werden die Volksschule, 

der Stadtsaal und das ehemalige Gemeindehaus – jetzt Dr. Ofner – Hauptstraße 79 

beheizt. Die EVN hat einen Vertrag mit Dr. Ofner, dass die Wärme durch die EVN 

geliefert wird und im Haus Hauptstr.79 kein Platz für einen eigenen Heizkeller ist 

bzw. Dr. Ofner keine eigene Heizung für das Haus einbauen möchte.  

Es wurde der EVN somit mitgeteilt, dass ein Vertrag mit der Fa. PKomm 

abgeschlossen werden muss, in dem die Nutzung des Raumes in der Volksschule für 

die Beheizung der Liegenschaft Hauptstr. 79 abgeschlossen werden muss. Bis dato 

liegt, trotz zahlreicher Besprechungen, kein annehmbarer Vertrag für die Fa. PKomm 

vor. Weiters wurde von der EVN ein Vertrag bezüglich der Wärmelieferung für die 

Volksschule und den Stadtsaal gefordert. Auch dazu liegt bis dato kein annehmbarer 

Vertrag für die Stadtgemeinde Pressbaum vor. 

Da bis dato keine annehmbare Lösung mit der EVN erzielt werden konnte, und das 

Schulhaus ab Herbst beheizt werden muss, wäre für diese Heizperiode ein 

Wärmeliefervertrag für den Stadtsaal und ein Wärmeliefervertrag für die Volksschule 

mit monatlicher Kündigungsmöglichkeit abzuschließen. 
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Bis zur nächsten Heizperiode im Herbst 2017 ist jedenfalls eine Entscheidung über 

die weitere Vorgehensweise – z.B. Räumungsklage durch die Fa. Pkomm an die 

EVN, Heizungsanlage durch einen anderen Anbieter betreiben, eine annehmbare 

Lösung mit der EVN erzielen, etc. 

Während der Auflage der Gemeinderatsmappe haben sich folgende neue 

Erkenntnisse ergeben: Herr GF DI Winter, Fa. Pkomm hat mit dem Rechtsanwalt der 

Firma ein Gespräch bezüglich Räumung des Heizraumes durch die EVN geführt. Es 

wird empfohlen, einen Vertrag über die nächsten zehn Jahre abzuschließen, da eine 

Räumungsklage nicht sicher erfolgsversprechend sein wird. Nach Ablauf der 10 

Jahre ist die EVN verpflichtet, den Heizraum zu räumen bzw. einen neuerlichen 

Mietvertrag mit der Fa. PKomm abzuschließen und eine Lösung für die Beheizung 

des Hauses Hauptstr. 79 vorzulegen. 

Folgender Vertrag wurde vorbereitet: 
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Der vorliegende Vertrag wurde von Fr. Mag. Schindlecker rechtlich und von StR DI 

Brandstetter inhaltlich überprüft. 

Bedeckung: 1/380-451 Stadtsaal und 1/211-451 Volksschule 

Wortmeldungen: GR DI Hartlieb, StR DI Brandstetter- 
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StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge den vorliegenden Vertrag mit der EVN Nr. NW-2016-E-162 

über die Lieferung von Wärme für die Volksschule und den Stadtsaal von 01.06.2016 

bis 31.05.2026 beschließen. 

Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 

Dagegen: StR Krischel Bakk.phil. 

Stimmenthaltungen: GR Auer 

Mehrheitlich angenommen 

 

Zu Top 3 – Reparatur Unimog – außerplanmäßige Bedeckung 

Sachverhalt: (vorbereitet von GR Mag. Jedlaucnik, StR DI Wiesböck, Fr. Hajek) 

Der Unimog wird für Winterdienst, Mäharbeiten, laufende Ausbesserungsarbeiten 

verwendet und ist tagtäglich im Einsatz. Es handelt sich um den Unimog U400, 

welcher 10 Jahre alt ist und im August einen Getriebeschaden erlitten hat. Die 

Reparatur musste schnellstens erfolgen. 

Es liegt eine Rechnung über die Reparatur der Fa. Pappas über Euro 8.968,66 incl. 

Ust vor. 

Bedeckung wurde mit StR DI Wiesböck besprochen: Mehreinnahmen 

Finanzzuweisungen des Bundes 2/941+860 

GR Mag. Jedlaucnik stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge nachträglich gem. § 38 NÖ GO 1973 die Reparaturkosten 

des Unimog 400 lt. vorliegender Rechnung von Euro 8.968,66 incl. Ust beschließen. 

Weiters beschließt der Gemeinderat die außerplanmäßige Bedeckung aus den 

Mehreinnahmen Finanzzuweisungen des Bundes 2/941+860. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 4 – Auftragsverlängerung Wartung der Straßenbeleuchtung 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter / Hajek Andrea) 
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Mit Gemeinderatsbeschluss vom 24. Mai 2016 wurde die Vergabeabwicklung in 

Bezug auf die Sanierung der Straßenbeleuchtung für das Gemeindegebiet 

Pressbaum an die BBG (Bundesbeschaffungs GmbH) erteilt. 

Da der Auftrag an die Firma Heinrich zur Wartung der Straßenbeleuchtung als auch 

die Montage- und Demontage für die Weihnachtsbeleuchtung mit 26. Juli 2016 

abgelaufen ist und der Status zu diesem Zeitpunkt in Bezug auf die zukünftige 

Straßenbeleuchtungswartung noch nicht konkretisiert war, ist eine Verlängerung der 

Beauftragung, bis zur Entscheidung über die Auftragsvergabe der Sanierung der 

Straßenbeleuchtung an die Firma Heinrich vom 27. Juli 2016 bis 31.12.2016 

notwendig. 

Beim Beschluss der Auftragserteilung des Gemeinderates vom 29. April 2014, wurde 

auch eine Option zu einer eventuellen Auftragsverlängerung beschlossen. 

Wortmeldungen:  

StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat wird ersucht, der Firma Heinrich, 3011 Untertullnerbach den 

Auftrag für die Wartung der Straßenbeleuchtung sowie die Installation u. 

Deinstallation der Weihnachtsbeleuchtung zu verlängern. 

Es handelt sich dabei um den Zeitraum vom 27. Juli 2016 bis 30.06.2017. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 5 – Auftragsvergabe Kontrahentenleistungen (Kanal und Wasser, 

Straße, Hochwasser, Straßenreinigung) 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter / Dibl Werner) 

Auf Grund des Vertragsablaufes der Kontrahentenleistungen für Kanal & Wasser, 

Straße, Hochwasser und Straßenreinigung wurden gegenständliche Leistungen 

durch die Ingenieurbüro Denk GmbH neu ausgeschrieben. 

Die Angebotseröffnung erfolgte am 6.09.2016 und ein diesbezüglicher Prüfbericht 

vom 8.09.2016 liegt vor und bei. Die Firma Braunias ist in allen Obergruppen Best- 

bzw. Billigstbieter. 

StR DI Brandstetter stellt den  

Antrag: 
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Der Gemeinderat möge die Auftragsvergabe der Kontrahentenleistungen für die ABA 

(€ 451.199,00), die WVA (€ 432.430,00), Straßenbau (€ 48.294,00), Hochwasser (€ 

958,70) und Straßenreinigung (€ 199,90) mit einer Gesamtsumme von € 933.080,70 

exkl.Ust. für den Zeitraum 1.10.2016 bis 30.09.2019, optional mit 2 x 1 Jahr 

Verlängerung (längstens bis 30.09.2021) an die Firma Bau und Erdbewegungen 

Braunias beschließen. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 6 – Auftragsvergabe Winterdienstleistungen 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter / Kaut Christian) 

Aufgrund der zu wiederholenden Ausschreibung und der damit einhergehenden 

Verzögerung der Neubeauftragung möge der Gemeinderat beschließen, die bislang 

bestehenden Verträge bis 31.10.2016 zu verlängern." 

StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge beschließen, die bislang bestehenden Verträge bis 

31.10.2016 zu verlängern." 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 7 – Annahme Fördervertrag ABA BA 100, Digitaler Leitungskataster 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter / W. Dibl) 

Mit Erstellung des digitalen Leitungskatasters ABA BA 100, wurde neben der 

Kommunalkredit Public Consulting GmbH (GR Beschluss 24.5.2016) beim NÖ 

Wasserwirtschaftsfond um die diesbezüglichen Fördermittel angesucht. Zur 

Annahme des Fördervertrages ist eine entsprechende Annahmeerklärung durch den 

GR erforderlich.  

StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge die Annahme des Förderungsvertrages für die Erstellung des 

digitalen Leitungskatasters ABA BA 100, beschließen. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 
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Zu Top 8 – Übernahme Fußgänger Leiteinrichtung Tunnel Klostergasse 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter / W. Dibl) 

Der NÖ Straßendienst errichtete nach Genehmigung des Herrn Landeshauptmann 

eine Fußgänger Leiteinrichtung mit Unterfahrschutz im ÖBB-Tunnel Klostergasse 

(Schulweg Sacre Coeur). Die Klostergasse ist eine Gemeindestraße, sodass folglich 

für die Instandhaltung und die Verwaltung des Geländers die Gemeinde weiter 

zuständig ist. 

StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge die Erklärung zur Übernahme vom NÖ Straßendienst in die 

Erhaltung und Verwaltung der Gemeinde beschließen. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 9 – Änderung der Wasserabgabenordnung 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter / Dibl Werner) 

Auf Grund geänderter technischer Normen (Richtlinie 2004/22/EG) ist in der 

geltenden Wasserabgabenordnung für die Ermittlung der Bereitstellungsgebühr der 

Begriff „Wasserzählernennbelastung“ auf „Verrechnungsgröße“ abzuändern. Der 

Bereitstellungsbetrag von € 50,-/m³/h bleibt unverändert. 

Für die Bereitstellungsgebühr selbst ergibt das bei den kleineren Zählern keine 

Änderung, lediglich bei den größeren Verrechnungsgrößen eine Reduzierung bei der 

Bereitstellungsgebühr. D.h. derzeit sind 21 Zähler von insgesamt ca 2.000 betroffen 

und würde sich eine Reduzierung von ca. € 2.900,- exkl. UST in der Jahressumme 

der Bereitstellungsgebühr ergeben. 

Mit 1.1.2017 muss die neue Verordnung spätestens rechtsgültig sein, zur 

Anwendung kommt sie jedoch im Zuge der Wasserabrechnung im Oktober 2016. 

StR DI Brandstetter stellt den  

Antrag:  

Der Gemeinderat möge die Änderung der Wasserabgabenordnung, insbesondere 

hinsichtlich der Begriffsbestimmung Wasserzählernennbelastung auf 

Verrechnungsgröße, beschließen: 
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Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 22.09.2016 
folgende 

 

WASSERABGABENORDNUNG 
nach dem NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 

für die öffentliche Gemeindewasserleitung der STADTGEMEINDE PRESSBAUM 
 

beschlossen: 
 

§ 1 
 

In der Stadtgemeinde Pressbaum werden folgende Wasserversorgungsabgaben und 
Wassergebühren erhoben: 
   a) Wasseranschlussabgaben 
   b) Ergänzungsabgaben 
   c) Sonderabgaben 
   d) Wasserbezugsgebühren 
   e) Bereitstellungsgebühren 
 

§ 2 
Wasseranschlussabgabe 

 
(1) Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die 

öffentliche Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit 4,09 v.H. der durchschnittlichen Baukosten für 

einen Längenmeter des Rohrnetzes (EUR 274,68), das ist mit € 13,50 festgesetzt. 
 

(2) Gemäß § 6 Abs. 5 und 6 des NÖ. Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 wird für die Ermittlung 

des Einheitssatzes (Abs.1) eine Baukostensumme von € 20.155.878,19 und eine 
Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm. 61.037,05 zu Grunde gelegt. 

 
§ 3 

Vorauszahlungen 
 

Der Prozentsatz für die Vorauszahlungen beträgt gemäß § 6a des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 80% jenes Betrages, der unter 
Zugrundelegung des in § 2 festgesetzten Einheitssatzes als Wasseranschlussabgabe 
zu entrichten ist. 
 

§ 4 
Ergänzungsabgabe 

 
Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe auf Grund der Bestimmungen des § 7 des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. 

 
 

§ 5 
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Sonderabgabe 
 

(1) Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu 
entrichten, wenn wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden Liegenschaft zu 

errichtenden Baulichkeit ein über den ortsüblichen Durchschnitt hinausgehender 

Wasserverbrauch zu erwarten ist und die Gemeindewasserleitung aus diesem Grunde 
besonders ausgestaltet werden muss. 

(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die 
Gemeindewasserleitung angeschlossenen Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten durch Neu-, 

Zu- oder Umbau so geändert werden, dass die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen 

zutreffen. 
 

(3) Die Sonderabgabe darf den durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand 
nicht übersteigen. 

§ 6 
Bereitstellungsgebühr 

 
(1) Der Bereitstellungsbetrag wird mit € 50,00 pro m³/h festgesetzt. 

 
(2) Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers (in m³/h) 

multipliziert mit dem Bereitstellungsbetrag. Daher beträgt die jährliche Bereitstellungsgebühr: 

 

Verrechnungs- 

größe in m³/h 

Bereitstellungsbe
trag in € pro m³/h 

Bereitstellungsgebühr in € 

(Spalte 1 mal Spalte 2 = Spalte 3) 

3 50,00 150,00 

7 50,00 350,00 

17 50,00 850,00 

25 50,00 1.250,00 

75 50,00 6.000,00 

 
§ 7 

Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 
 

(1) Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für 

1 m³ Wasser mit € 2,81 festgesetzt. 

 
§ 8 

Ablesungszeitraum 
Entrichtung der Wasserbezugsgebühr 

 
(1) Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr gemäß 

§ 11 Abs. 1 und 2 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetztes 1978 berechnet. Die Ablesung 

erfolgt per 30. September durch die Gemeinde oder durch Selbstablesung der 

Abgabepflichtigen. Der Ablesungszeitraum beträgt daher zwölf Monate. Er beginnt am 
01. Oktober und endet mit 30. September. 

(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden 4 Teilzahlungszeiträume 
wie folgt festgelegt: 

 

1. von 1. Jänner  bis 31. März 
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2. von 1. April  bis 30. Juni 

3. von 1. Juli  bis 30. September 

4. von 1. Oktober bis 31. Dezember 

 
Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr 
wird auf die Teilzahlungszeiträume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen 
Teilbeträge sind jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 
November fällig. Die Abrechnung der festgesetzten Teilzahlungen mit der auf 
Grund der Ablesung errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt im ersten 
Teilzahlungsraum jeden Kalenderjahres und werden die Teilbeträge für die 
folgenden Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 

 
 
 
 
 

§ 9 
Umsatzsteuer 

 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser 
Wasserabgabenordnung gelangt die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des 
Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, zur Verrechnung. 
 

§ 10 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 
Diese Wasserabgabenordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der 
zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft. 
Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht 
wurden, ist der bisher geltende Abgabensatz anzuwenden. 
 
 
angeschlagen: 
abgenommen: 
 

       Der Bürgermeister 
 
              Josef Schmidl-Haberleitner 
 
 
 

 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 
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Zu Top 11 – Löschungserklärung Berggasse 15 

Sachverhalt: (vorbereitet von Vzbgm. Gruber / Mag. Stefan Wallner) 

Betrifft: Löschungserklärung für die EZ 575, Berggasse 15 

Bezüglich der Grundstücke 278/9 und .690, EZ: 575, KG Pressbaum (01905) hat das 

Notariat Fuchs und Reim Löschung der folgenden Reallasten 

Verpflichtungen gemäß dem Bescheid 860/1912 vom 06.07.1912 der 

Stadtgemeinde Pressbaum 

aus der Grundbuchseinlage EZ 575, KG 01905 Pressbaum angesucht: 

In der betreffenden Grundbuchseinlage sind drei Verpflichtungen als Reallasten 

festgehalten: 

 

1) A860/1912: Reallast der Verpflichtung, zur Verbreiterung des 

Wirtschaftsweges einen 10m breiten Grundstreifen kostenlos abzutreten. 

Gem. Erledigung 1912-07-06 für die Gemeinde Pressbaum. 

2) A860/1912: Reallast der Verpflichtung, die Straßenzüge auf eigene Kosten ins 

vorgeschriebene Niveau zu bringen und zu übergeben, gem Abs III Erledigung 

1912-07-06 für die Gemeinde Pressbaum 

3) A860/1912: Reallast der Verpflichtung zur Verbauung der Baustellen gem. 

Abs. IV Erledigung 1912-07-06 für die Gemeinde Pressbaum. 

 

Zu 1) Die Verpflichtungen zu Grundabtretungen sind im § 12 der NÖ Bauordnung 

2014 festgelegt und richten sich nach den Straßenfluchtlinien im rechtsgültigen 

Bebauungsplan der Stadtgemeinde Pressbaum. 

Zu 2) Die Straßenzüge am Bartberg befinden sich im Besitz der Stadtgemeinde 

Pressbaum (Öffentliches Gut) und sind bereits im benötigten Niveau vorhanden. 

Zudem ist die Gemeinde für die Erhaltung der Straßen in Ihrem Besitz verantwortlich. 

Zu 3) Eine Verpflichtung zur Verbauung kann gemäß dem gegenständlichen 

Bescheid nicht mehr bestehen. Die Bebauungsbestimmungen richten sich nach der 

NÖ Bauordnung 2014, den Bebauungsvorschriften der Stadtgemeinde Pressbaum 

und dem rechtsgültigen Bebauungs- und Flächenwidmungsplan. Überdies ist das 

betreffende Grundstück bereits seit dem Jahr 1929 konsensmäßig bebaut. 

Die Verpflichtungen im Bescheid vom 06.07.1912 bestehen also nur noch in der 

Theorie und haben für die Stadtgemeinde Pressbaum keinen Nutzen mehr. 
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Vzbgm. Gruber stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge die Löschung der obengenannten Reallasten gemäß dem 

Bescheid vom 06.07.1912 aus der EZ. 575 beschließen. 

Entscheidung:  

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 12 – Grundabtretung Siedlungsstraße 2 

Sachverhalt: (vorbereitet von Vzbgm. Gruber / Mag. Stefan Wallner) 

Betrifft: Grundabtretung, Siedlungsstraße 2, Gst. 438 und .529, EZ. 928, KG 01905 

(Pressbaum) 

Hinweis: Aufgrund einer Planänderung ist diese bereits in der Gemeinderatssitzung 

vom 24.05.2016 (Top 5) beschlossene Grundabtretung nochmals neu zu 

beschließen. 

Gemäß dem Teilungsplan GZ. 2636/15 vom 12.07.2016 (eingelangt am 19.07.2016), 

erstellt durch Dipl Ing. Alireza Khatibi, Hauptstraße 60B/11, 3021 Pressbaum werden 

die nachstehenden Teilstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. BESTANDSFREI in 

das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum abgetreten: 

Das Teilstück Nr. 3 des Grundstückes 438, EZ. 928, KG 01905 (Pressbaum) wird 

dem Grundstück 46/17, EZ. 1704, KG 01905 (Pressbaum) (Öffentliches Gut der 

Stadtgemeinde Pressbaum) zugewiesen 

Das Gesamtausmaß der Grundabtretung ins Öffentliche Gut beträgt 51 m² 

Der o.a. Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die 

Abtretung stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 

Vzbgm. Gruber stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge die gegenständliche, kostenlose Grundabtretung lt. o.a. 

Teilungsplan beschließen. 

Entscheidung:  

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 13 – Grundabtretung Kaiserspitz 6 

Sachverhalt: (vorbereitet von Vzbgm. Gruber/ Mag. Wallner) 
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Betrifft: Grundabtretung, Kaiserspitz 6, 64/88, EZ. 425, KG 01907 (Rekawinkel) 

Gemäß Teilungsplan GZ. 6403/16 vom 08.07.2016 (hieramts eingelangt am 

11.07.2016), erstellt durch Dipl.-Ing. Karl Koller ZT GmbH, Hauptplatz 11/19, A-3002 

Purkersdorf 

werden die nachstehenden Teilstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. 

BESTANDSFREI in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum abgetreten: 

Das Teilstück Nr. 1, des Grundstückes 64/88, EZ. 425, KG 01907 (Rekawinkel) wird 

dem Grundstück 64/38 EZ. 471, beide KG 01907 (Rekawinkel), (Öffentliches Gut der 

Stadtgemeinde Pressbaum) zugewiesen 

Das Gesamtausmaß der Grundabtretung ins Öffentliche Gut beträgt 20m² 

Der o.a. Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die 

Abtretung stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 

Vzbgm. Gruber stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge die gegenständliche, kostenlose Grundabtretung lt. o.a. 

Teilungsplan beschließen. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 14 – Grundsatzbeschluss über die Änderung des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes 

Sachverhalt: (vorbereitet von Vizebgm. Gruber) 

Aufgrund der Besprechung vom 13.06.2016 mit den Wiener Privatkliniken(WPK) 

wurde ein Bebauungsvorschlag für die Liegenschaft in der Sanatoriumstraße 

vorgelegt. Der Teilungsplan liegt in der Mappe auf und weist 25 Bauplätze mit je 

einer Wohneinheit auf. 

Dieser Bebauungsvorschlag soll in ein Umwidmungsverfahren einbezogen werden 

und hiefür wäre eine positive Willensäußerung des Gemeinderates notwendig. 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser gibt eine schriftliche Stellungnahme ab – diese 

ist dem Protokoll angehängt, Vzbgm. Gruber, StR DI Brandstetter, Bgm. Schmidl-

Haberleitner, GR Fahrner 

Vizebgm. Gruber stellt den 

Antrag: 



Gemeinderatssitzung am 22. September 2016 – öffentlicher Teil! 

 

 

 

30 

Der Gemeinderat möge eine Änderung des Raumordnungs- und Bebauungsplanes 

in der oben beschrieben Form und aufgrund des vorliegenden Teilungsplanes 

befürworten, damit der Teilungsplan GZ1934/09 vom 24.6.2016 von DI Khatibi 

umgesetzt werden kann. 

Entscheidung: 

Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 

Stimmenthaltungen: Fraktion WIR, StR Krischel Bakk.phil., GR Auer, GR Leininger, 

GR Sigmund 

Mehrheitlich angenommen 

 

Zu Top 15 – Änderung der Bebauungsvorschriften  

abgesetzt 

 

Zu Top 16 – Rückerstattung Kurskosten Heimatmuseum 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR Kalchhauser / Müller Christina) 

Die Lagerräumlichkeiten des Heimatmuseums sind in schlechtem Zustand, es ist 

wichtig, dass ein Museum ordentlich geführt wird und die richtigen 

Lagermöglichkeiten der Exponate gegeben ist. Hierfür ist außer besserer 

Kommunikation zwischen Museumsmitarbeitern und Gemeinde, ein 

Kustodenlehrgang (Pro Person € 990,-) notwendig, welchen 2 Mitarbeiterinnen des 

Museums besuchen. Der Lehrgang wurde vom Heimatmuseum aus eigenen Mitteln 

vorfinanziert. € 300,- wurden bereits durch Subventionen der Gemeinde bezahlt, der 

offene Betrag beläuft sich auf € 1.680,-. 

Vom Ausschuss für Kunst, Kultur, Tourismusverbände, Biosphärenpark, Ortsbild liegt 

eine einstimmige Empfehlung zur positiven Erledigung an die Damen und Herren des 

Gemeinderates vor. 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser, StR DI Wiesböck 

StR Kalchhauser stellt den 

Antrag: 

Die Stadtgemeinde Pressbaum soll dem Museumsverein die Schulungskosten in der 

Höhe von € 1.680,- refundieren und die außerplanmäßige Bedeckung: 1/771000-

728000 (Sonstige Leistungen, Projekte) beschließen. 

Entscheidung: 
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Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 17 – Entsendung eines Kulturstadtrates in den Museumsverein 

Sachverhalt:  

In den Statuten des Heimatmuseums ist festgehalten, dass der Bürgermeister und 

der zuständige Kulturreferent in den Vorstand des Museums entsendet werden kann. 

Herr Stadtrat Kalchhauser ersucht daher um Entsendung in den Vorstand des 

Vereines. 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser gibt eine schriftliche Stellungnahme ab – diese 

ist dem Protokoll angehängt;  

GR Söldner stellt den Gegenantrag:  

Fr. GR DI Nekham in den Vorstand zu entsenden. 

Der Antrag wird zurückgezogen. 

StR Kalchhauser hält fest, dass er im Falle der Nicht-Entsendung seiner Person in 

den Vorstand, jegliche Verantwortung für das Inventar des Vereines ablehnt.  

StR DI Wiesböck hält fest, dass ein Beschluss über die Entbindung der 

Verantwortung nicht rechtskonform ist und daher nicht abgestimmt werden kann. 

Weitere Wortmeldungen: StR DI Brandstetter, GR DI Nekham, GR Söldner, GR DI 

Hartlieb verlangt eine Stellungnahme, dass keine Gegenstände des Heimatmuseums 

(Eigentum der Stadtgemeinde) verloren gegangen sind – Fr. DI Nekham versichert, 

dass keine Gegenstände verloren gegangen sind – somit ist keine schriftliche 

Stellungnahme mehr notwendig. Unterlagen des Heimatmuseums wurden in der 

Sitzung von Fr. DI Nekham vorgelesen. 

Vzbgm. Gruber, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Tweraser 

Der Bgm. hält fest: es wird kein Antrag abgestimmt, alle Fragen sind in der heutigen 

Sitzung geklärt worden. Es wird um regelmäßige Berichte des Heimatmuseums im 

Gemeinderat ersucht. StR Kalchhauser wird mit Fr. Kraus (Obfrau) und Fr. DI 

Nekham einen Termin zur Besichtigung der Vereinsräumlichkeiten vereinbaren. 

 

Zu Top 18 – Pressbaumer Sommerspiele 

Sachverhalt: 

Im März 2016 war Herr Wolf in der Bürgermeistersprechstunde und teilte mit, dass er 

einer der Verantwortlichen Vertreter des gemeinnützigen Vereines 
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„Theatergemeinde“ ist, welcher im Sommer 2017 in der Zeit von Mitte Juli bis Mitte 

August Sommerspiele im Birkenhof des Sacré Coeur durchführen möchte. Der 

Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 10. Mai 2016 die Vorstellung in den 

gegenständlichen Ausschuss verwiesen. Herr GR Markus Naber BA MA MSc 

begrüßt Herrn Erich Martin Wolf und Herr Pani Stamatopolos als Auskunftsperson. 

Die in der Beilage enthaltenen Unterlagen wurden trotz Aufforderung nicht vorab 

übermittelt, sondern bei der Sitzung vom Ausschuss erstmals vorgelegt. Laut 

Auskunft sollen diese eine Vorstellung von der Zuschauertribüne vermitteln, wobei 

pro Vorstellung in den Sommermonaten 2017 gesamt 196 Besucherplätze 

vorgesehen wären. Zur Aufführung würde eine noch nicht näher benannte Komödie 

gelangen, die von der österreichischen Theatergemeinde produziert werden würde. 

So seien auch in der Vergangenheit die Sommerspiele in Perchtoldsdorf erfunden 

worden. In der Kalkulation werden Einnahmen von 40.750 € Ausgaben in der Höhe 

von 123.360 € gegenüber gestellt, sodass ein Negativ-Ergebnis von -82.610 € 

resultiert. Es besteht laut Auskunft noch „keine Ahnung“ in welcher Höhe das Land 

NÖ dieses Projekt subventionieren könnte. Von der Stadtgemeinde Pressbaum 

würde „ein kleiner Beitrag“ in nicht näher bezifferter Höhe als offizielle Unterstützung 

erwartet werden. Nachdem der Antrag auf Subvention im September 2016 vom 

Verein beim Land NÖ gestellt werden müsste, wird um einen Grundsatzbeschluss im 

September-Gemeinderat für oder gegen Unterstützung des Projekts ersucht. In 

weiterer Folge sollte es sich nicht um eine einmalige Produktion, sondern vielmehr 

um eine wiederkehrende „jährliche Intention“ handeln. 

Dazu empfiehlt der Ausschuss für Subventionen, Vereine, Jugend, Sport und 

Feuerwehr, einstimmig, eine Weiterleitung sämtlicher in der Beilage zu diesem 

Protokoll enthaltenen Unterlagen und Kontaktdaten an den Ausschuss für Kunst, 

Kultur, Tourismusverbände, Biosphärenpark, Ortsbild mit der Bitte um Aufnahme in 

die Tagesordnung und Vorbereitung für einen Grundsatzbeschluss im Gemeinderat 

am 20.09.2016. 

Wortmeldungen: GR Langer, StR Kalchhauser, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR 

Naber BA MA MSc, GR Söldner, Vzbgm. Gruber 

StR Kalchhauser stellt den  

Antrag: 
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Der Gemeinderat möge das Ansuchen zur Unterstützung der Sommerspiele 

ablehnen 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 19 – PKomm Jahresabschluss 2015 

Sachverhalt: 

Der Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2015 der Fa. PKomm liegt vor. 

StR DI Brandstetter berichtet zusammenfassend über die vorliegende Prüfung. 

Der gesamte Bericht lag zur Einsichtnahme in der Gemeinderatsmappe auf. 

Der Bericht ist dem Protokoll als Beilage 1 angehängt. 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser gibt eine schriftliche Stellungnahme ab – diese 

ist dem Protokoll angehängt, GR Mag. Jedlaucnik, StR DI Brandstetter 

StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge vorliegenden Jahresabschluss der Fa. PKomm vom Jahr 

2015 zur Kenntnis nehmen. 

Entscheidung: 

Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 

Stimmenthaltungen: Fraktion WIR  

 

Zu Top 20 – Entschädigung für die Wahlbehörden zur Bundespräsidentenwahl 

02.10.2016 

Sachverhalt: 

Die Mitglieder der Wahlbehörden sollen zukünftig, wie auch in anderen Orten, eine 

Entschädigung für die Arbeit am Wahltag erhalten. 

Bgm. Schmidl-Haberleitner verliest folgenden Vorschlag: 

Der Gemeinderat möge eine Entschädigung für die Mitglieder der Sprengel- 

Wahlbehörden zur Bundespräsidenten Stichwahl-Wahlwiederholung von Euro 100,- 

für den gesamten Wahltag und Euro 50,- für teilweise Mitarbeit am Wahltag 

beschließen. Die Mitglieder der Gemeindewahlbehörde und der fliegenden 

Wahlbehörde (welche nicht in einem Sprengel gearbeitet haben) erhalten einen 

Betrag von Euro 50,-. 
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Wortmeldungen: Vzbgm. Gruber, GR Sigmund, GR Tweraser, StR Krischel 

Bakk.phil., GR Mag. Jedlaucnik, GR Söldner, GR DI Hartlieb, GR Szerencsics, GR 

Ing. Pintar, StR Krischel, StR DI Brandstetter, GR Ing. Ded, GR Leininger, Bgm. 

Schmidl-Haberleitner: es soll eine Resolution von allen Fraktionen (Jede Fraktion 

entsendet eine Person – Meldung bei Fr. Stadtamtsdir. Hajek) ausgearbeitet werden 

und an das Land NÖ geschickt werden. 

 

Zu Top 21 – Flächenänderung EVN-Sportplatz 

Sachverhalt: (vorbereitet von Vizebgm. Gruber/Fr. Hajek) 

Es liegt ein Gemeinderatsbeschluss aufgrund der Verhandlungen durch Alt-Vizebgm. 

Schandl vor, in dem die EVN einen Vertrag mit der Gemeinde eingegangen ist, dass 

keine Pacht, sondern nur die Grundsteuer von der Gemeinde für die – durch den 

Sportverein – genutzte Fläche zu bezahlen ist. In diesem vom GR beschlossenen 

Leihvertrag ist eine Fläche von ca. 3.000  m² angegeben.  

Die EVN/Hr. Bauer teilte in den Sommermonaten mit, dass die Grundsteuer zu 50 % 

nun an die Gemeinde weiterverrechnet wird, da das Grundstück ca. 10.000 m² groß 

ist und die Gemeinde ca. 5.000 m² Fläche benützt. 

Eine Anpassung des Leihvertrages mit einer Flächenänderung auf ca. 5.000 m² ist 

daher notwendig. 

Vizebgm. Gruber stellt daher den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge die Flächenänderung zum Leihvertrag mit der EVN vom 

03.06.2013 auf ca. 5.000 m² beschließen.  

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 22 - Ankauf von Garagentore Wirtschaftshof 

Sachverhalt: (vorbereitet von GR Mag. Jedlaucnik/StR DI Wiesböck/Hajek Andrea) 

Im Zuge der Umbauarbeiten im Wirtschaftshof sind für die Brandabschnitte 1 und 2 

Tore in den Garagenbereichen einzubauen, um den gesetzlichen Bestimmungen 

Folge zu leisten. 



Gemeinderatssitzung am 22. September 2016 – öffentlicher Teil! 

 

 

 

35 

Teilweise wurden die Tore bereits vom Bestbieter im Jahr 2010 der Fa. Hörmann 

getauscht. Um die Kompatibilität zu wahren, wurde von der Fa. Hörmann für die 

restlichen Tore ein Angebot eingeholt. 

Kosten für 8 Tore Euro 45.000,- zuzüglich Ust  

Weiters wurde ein Angebot von der Fa. Waringer GmbH eingeholt – Kosten Euro 

45.710,28 zuzüglich Ust. 

Die Bedeckung ist mit Herrn StR DI Wiesböck besprochen und vom Überschuss 

NMS (Euro 60.000,-) RA 2015 gegeben. 

Weiters liegen zwei Angebote für die Erneuerung des Bodens der Halle 1 von der Fa. 

Kickinger und Fa. Braunias vor. Kosten budgetwirksamer Betrag Euro 8.561,75,-. 

Es wird der Asphalt entfernt, eine Rinne eingebaut und der Unterbau mit Eisenmatten 

hergerichtet. Der Boden wird mit einem Gefälle von 2 % hergestellt. Die 

Vorbereitungs- und Entsorgungsarbeiten werden in Eigenregie durch die 

Wirtschaftshofmitarbeiter durchgeführt. Die Sanierung der Halle 2 kann erst erfolgen, 

wenn die Auslagerung des Mülls erfolgt ist. 

Bei dem Angebot der Fa. Braunias ist das Flügeln nicht inbegriffen. Es sind noch 

Kosten von 1.500,- Euro hinzuzurechnen. Somit ist das Angebot der Fa. Braunias um 

300,- Euro günstiger als das Angebot der Fa. Kickinger.  

Es gibt eine einstimmige Ausschussempfehlung. 

GR Mag. Jedlaucnik stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge den Ankauf von 8 Toren für den Garagenbereich im 

Wirtschaftshof lt. vorliegendem Angebot 512-14570/ 2015 - 0/2 vom 10.03.2016 bei 

der Fa. Hörmann um Euro 45.000,- zuzüglich Ust beschließen. Weiters soll die 

Sanierung der Halle 1 mit Kosten von Euro 7.445,- zuzüglich 1.500,- Flügeln = 

8.945,- lt. vorliegendem Angebot vom 30.03.2016 Beleg Nr. 2016-30097  und 

zuzüglich Ust an die Fa. Braunias vergeben werden.  

Die außerplanmäßige Bedeckung mit dem Überschuss NMS aus dem RA 2015 wird 

hiermit ebenfalls beschlossen. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 23 – Unfallversicherung für Flüchtlinge mit Prekariatsvereinbarung 
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Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Wiesböck / Mag. Hager) 

Im Herbst 2015 war es der Wunsch der Politik, Asylwerber/innen mit 

Prekariatsvereinbarung die Möglichkeit zu bieten, für die Stadtgemeinde Pressbaum 

Arbeiten in geringem Umfang zu verrichten. Diese Personen mussten privat 

unfallversichert werden. Nachdem es in diesem Fall keinen Dienstvertrag und kein 

Entgelt gibt, kann es auch keine gesetzliche Unfallversicherung geben. Die private 

Unfallversicherung kann die gesetzliche Unfallversicherung auch nicht 1:1 ersetzen. 

Vielmehr deckt eine private Unfallversicherung z. B. Dauernde Invalidität, 

Unfalltodkosten, Unfallkosten bzw. Heilkosten. Nicht versicherbar ist z. B. die AUVA-

Deckung in Form der Übernahme der Rehabilitationskosten ohne 

Betragsbeschränkung oder ein Taggeld. Herr Dr. Toifl hat im Vorfeld der 

Entscheidung des Stadtrates vom 2. Dezember 2015 drei Angebote eingeholt, 

welche sich im Versicherungsumfang an die bestehende Kollektivunfallversicherung 

für unsere Wirtschaftshofmitarbeiter angelehnt haben. 

Bedeckung 2015/2016: HHSt 1/820-670 Wirtschaftshof Versicherungen  

Bedeckung 2016/2017: wie 2015/2016 oder Konto Flüchtlingshilfe 

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 2. Dezember 2015 mehrheitlich die 

Auftragsvergabe gemäß der Angebotseinholung des Herrn Dr. Toifl an die 

GENERALI als Billigstbieter mit einer derzeitigen Jahresprämie von € 652,50  und 

einer Laufzeit von 1 Jahr beschlossen. Der Vertrag mit der GENERALI wurde also für 

die Dauer von 1 Jahr abgeschlossen und verlängert sich jeweils um 1 Jahr sofern er 

nicht unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist zur Hauptfälligkeit 

(11.12.16) vom Versicherungsnehmer gekündigt wird. Auf Grund der Kündigungsfrist 

bzw. der Bearbeitungs- und Postlaufzeit müsste der Stadtrat spätestens in seiner 

Sitzung vom 4. Oktober 2016 entscheiden, ob die gegenständliche Versicherung 

gekündigt wird. 

Es gibt eine einstimmige Ausschussempfehlung. 

StR DI Wiesböck stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge die gegenständliche Versicherung bei der Generali 

Versicherung zum Ablauf, unter Einhaltung der Kündigungsfrist, kündigen. 

Entscheidung:  

Dafür: einstimmig 
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Zu Top 24 – Aufschlag für Darlehen 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Wiesböck / Tschebul Monika) 

 

 

Aufschlagsänderungen seitens Bank 

   

 

              

 

 

 

Aufgrund der Verschlechterung der Refinanzierungsmöglichkeiten bei EIB-Darlehen wird die  

Unicredit Bank Austria den Aufschlag auf den Euribor ab der nächsten Fälligkeit, frühestens ab  

31.12.2016 auf 0,50%-Punkte anheben. Alle sonstigen Vertragsbestandteile bleiben unverändert. 
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Darl.Kto   Zweck aush.Kapital +%ALT +%NEU Lfzt.Ende Fälligk. Kündigungsfr. 

00400 130 324 1998044 ABA 1.038.013,25   0,25 0,5 2028 1.3./1.9. beids. 6 Mo/Pkt.4/44 

53436 059 819 2008084 ABA  

             

79.999,90    0,11 0,5 2024 31.3./30.9. beids. 1 Mo/Pkt.4/44 

53763 629 234 2010254 VS  

             

347.200,00    0,25 0,5 2033 31.3./30.9. beids. 1 Mo/Pkt.4/44 

53948 726 707 2008144 Kiga 2 

             

252.000,00    0,058 0,5 2025 1.6./1.12. beids. 6 Mo/Pkt.4/44 

                  

 

        

 

Es gibt eine mehrstimmige Ausschussempfehlung. 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser, StR DI Wiesböck 

StR DI Wiesböck stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge der Anhebung des Aufschlags auf den Euribor auf 0,5% 

durch die Unicredit Bank Austria bei den Darlehen 1998044, 2008084, 2010254 und 

2008144 zustimmen. Die Aufschlagsanhebung erfolgt zum nächsten 

Fälligkeitstermin, frühestens ab 31.12.2016.  

Entscheidung: 

Dafür: die Mehrheit des Gemeinderates 

Enthaltungen: Fraktion WIR 

Mehrheitlich angenommen 

 

Zu Top 25 – Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

a) Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates eingebracht von Bgm. Schmidl-Haberleitner bezüglich Rücktritt 

der Funktion als Mitglied im Abwasserverband Anzbach-Laabental durch GR 

Knapp Alexander. 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat Herrn GR Knapp als Mitglied im Abwasserverband Anzbach-

Laabental entsendet. Herr GR Knapp gibt schriftlich mit mail vom 11.09.2016 

bekannt, dass er diese Funktion per sofort zurücklegt. 

Eine neue Entsendung ist somit notwendig. 
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Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge Herrn GR Ing. Strombach als Mitglied in den 

Abwasserverband Anzbach-Laabental entsenden. 

Der Rücktritt von Herrn GR Knapp wird hiermit zur Kenntnis genommen. 

Entscheidung:  

Dafür:  die Mehrheit des Gemeinderates 

Enthaltungen: GR Ing. Strombach 

Mehrheitlich angenommen. 

 



Gemeinderatssitzung am 22. September 2016 – öffentlicher Teil! 

 

 

 

40 

b) 2. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 

Gemeinderates eingebracht von StR DI Brandstetter bezüglich bezüglich 

Einleitung eines Rechtsstreites im Vergabeverfahren Straßenbeleuchtung und 

Vertretung durch die Finanzprokuratur gemäß vorliegender 

Honorarvereinbarung. 

Sachverhalt: 
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Am 14.09.2016 hat die EVN Energievertriebs GmbH & Co KG, vertreten durch 

Schwartz Huber-Medek & Partner Rechtsanwälte OG, im Vergabeverfahren 

„Einzelauftrag für die Stadtgemeinde Pressbaum auf Basis des dynamischen 

Beschaffungssystems (DBS) für Straßenbeleuchtung“ einen Nachprüfungsantrag 

samt Antrag auf einstweilige Verfügung beim LVWG NÖ eingebracht. 

Mit Schreiben vom 14.09.2016, GZ LVwg-VG-1/001-2016 wurde die 

Bundesbeschaffung GmbH, als Vertreter der Stadtgemeinde Pressbaum, vom LVWG 

NÖ aufgefordert, eine Stellungnahme zum Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 

Verfügung und zum Nachprüfungsantrag (Antrag auf Nichtigerklärung) abzugeben.  

Mit Schriftsatz vom 15.09.2016 hat die Finanzprokuratur, Vertreter der BBG und der 

Stadtgemeinde Pressbaum fristgerecht geantwortet. 

Am 16.09.2016 erging die Aufforderung des NÖ LVWG an die Finanzprokuratur, als 

Vertreter der BBG, die bisher erfolgten Verfahrensschritte bekanntzugeben. 

Diese lauten: 

die Angebotsfrist hat am Montag, 22. August 2016, 12:00:00 Uhr geendet, direkt im 

Anschluss um 12:05 Uhr erfolgte die Angebotsöffnung. 

Danach wurde mit der Auswertung der eingegangenen Angebote begonnen. 

Am Mittwoch, 31.08.2016 um 14:15 Uhr erfolgte die Einladung der Bieter zum 

Verhandlungsverfahren (geplanter Termin: Mi 07.09.2016), am Montag, 05.09.2016 

um 12:45 Uhr erfolgte die Absage des Verhandlungstermins. 

Weitere Schritte wurden nicht gesetzt. 

Bezüglich der Vertretung der Stadtgemeinde Pressbaum durch die Finanzprokuratur 

im Nachprüfungsverfahren „Straßenbeleuchtung“ wurde folgende 

Honorarvereinbarung ausgearbeitet: 
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H o n o r a r v e r e i n b a r u n g  

 

 

 

zwischen der:  Stadtgemeinde Pressbaum 

   Hauptstraße 58 

   3021 Pressbaum 

 Im Folgenden: „Auftraggeberin“ 

 

und der:  Finanzprokuratur 

   Singerstraße 17-19 

   1011 Wien 

Im Folgenden: „Auftragnehmerin“ 
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I. Vertragsgegenstand 

 

Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Erbringung von anwaltlichen Beratungs- und 

Vertretungsleistungen durch die Auftragnehmerin an die Auftraggeberin nach 

Maßgabe der Bestimmungen des Finanzprokuraturgesetzes (ProkG), BGBI I Nr. 

110/2008 idgF. 

 

II. Dauer der Vereinbarung 

 

(1) Die gegenständliche Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und 

beginnt mit dem auf die Unterfertigung dieser Vereinbarung durch die beiden 

Vertragsteile folgenden Tag. Sie kann von jedem Vertragsteil unter Einhaltung einer 

Kündigungsfrist von zwei Monaten jeweils zum Quartalsende per eingeschriebenem 

Brief gekündigt werden; für die Fristwahrung ist das Datum des Poststempels 

maßgeblich.  

 

(2) Das Recht jedes Vertragsteils auf vorzeitige Beendigung der Vereinbarung mit 

sofortiger Wirkung aus wichtigem Grund bleibt davon unberührt.  

(3) Wenn ein Vertragsteil der Auffassung ist, dass ein Grund zur vorzeitigen 

Beendigung der gegenständlichen Vereinbarung vorliegt, hat er dies dem anderen 

Vertragsteil unverzüglich nachweislich schriftlich mitzuteilen und diesem unter 

Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, den Beendigungsgrund 

zu beseitigen, sofern auf Grund der Natur des Beendigungsgrundes eine solche nicht 

per se ausgeschlossen ist.  

(4) Ausdrücklich festgehalten wird, dass die Auftragnehmerin gemäß § 3 Abs 4 

ProkG nicht verpflichtet ist, Einzelaufträge anzunehmen. Nimmt die Auftragnehmerin 

daher einen Einzelauftrag oder mehrere Einzelaufträge nicht an, so stellt dies keinen 

wichtigen Grund zur vorzeitigen Beendigung der Vereinbarung dar.  

(5) Im Falle jeglicher Beendigung dieser Vereinbarung hat die Auftragnehmerin zu 

einer geordneten Übergabe der von ihr übernommenen Causen beizutragen und die 

Auftraggeberin für die Dauer von vierzehn Tagen ab Beendigung der Vereinbarung 

insoweit noch zu vertreten, als dies nötig ist, um diese vor Rechtsnachteilen zu 
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schützen. Diese Verpflichtung besteht nicht, wenn die Auftraggeberin diese 

Vereinbarung auflöst und dabei gleichzeitig ausdrücklich erklärt, eine weitere 

Tätigkeit der Auftragnehmerin nicht mehr zu wünschen.  

(6) Aus einer Beendigung durch ordentliche Kündigung oder durch gerechtfertigte 

vorzeitige Beendigung aus wichtigem Grund kann kein Vertragsteil gegenüber dem 

anderen wie auch immer geartete Ansprüche ableiten. Offene Honoraransprüche 

sind diesfalls binnen vier Wochen von der Auftragnehmerin abzurechnen. Für die 

Fälligkeit und Bezahlung der Honorare gilt Punkt III.B.(3) sinngemäß.  

III. Honorar und Abrechnung 

A. Honorar 

 (1) In Vertretungsangelegenheiten vor den ordentlichen Gerichten gebührt der 

Auftragnehmerin das sich aus dem Rechtsanwaltstarifgesetz (RATG), BGBI. 

189/1969 idgF, ergebende Honorar, ohne USt. Die jeweilige Bemessungsgrundlage 

für die Honorarverrechnung wird vor der jeweiligen Auftragsdurchführung festgelegt.  

(2) In sonstigen, nicht von Punkt (1) erfassten Vertretungs- sowie in 

Beratungsangelegenheiten wird ein Stundensatz von netto EUR 250,-- ohne weitere 

Abschläge verrechnet. In diesem Stundensatz sind Backofficeleistungen inkludiert. 

Dieser Stundensatz versteht sich netto ohne USt. Im Hinblick auf die unbestimmte 

Dauer der gegenständlichen Vereinbarung wird der Stundensatz wertgesichert. Es 

gilt eine Indexanpassung im Abstand von drei Jahren auf Basis des 

Verbraucherpreisindex 2010 des Österreichischen Statistischen Zentralamtes. 

Ausgangsbasis für die Wertsicherung ist die zum Zeitpunkt der 

Vertragsunterfertigung zuletzt veröffentlichte Indexzahl, sofern die Vertragsparteien 

nicht einvernehmlich Abweichendes festlegen oder aufgrund geänderter Umstände 

eine anderweitige Anpassung des Stundensatzes geboten erscheint.  

(3) Derzeit ist die Auftragnehmerin nicht USt-pflichtig. Sollte sie während der Laufzeit 

dieser Vereinbarung USt-pflichtig werden, so ist sie berechtigt, die gesetzliche USt 

zusätzlich in Rechnung zu stellen.  

(4) Barauslagen (wie etwa Reisekosten, etc) sind der Auftragnehmerin jedenfalls 

gesondert zu vergüten und auf deren Verlangen zu bevorschussen. Barauslagen wie 

Porto, Kopien, Fax, Telefon- und Internetgebühren werden nicht in Rechnung 

gestellt. Für Besprechungen und in sonstigen Vertretungsangelegenheiten innerhalb 

Wiens werden für die Wegzeiten pro Wegstrecke pauschal 15 Minuten in Ansatz 
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gebracht. Außerhalb Wiens wird für die tatsächlich benötigte Zeit zwischen 6:00 und 

22:00 Uhr der halbe Stundensatz verrechnet. In Vertretungsangelegenheiten vor den 

ordentlichen Gerichten erfolgt die Verrechnung der Reisekosten durch Ansetzung 

des doppelten Einheitssatzes iSd § 23 Abs 5 RATG. 

B. Abrechnung  

(1) Die Auftragnehmerin ist berechtigt, die von ihr erbrachten Leistungen samt 

Barauslagen – je nach Umfang der bereits erbrachten Leistungen – halbjährlich zum 

Stichtag 30. Juni und/oder einmal jährlich zum Stichtag 31. Dezember der 

Auftraggeberin in einer oder mehreren Honorarnoten in Rechnung zu stellen. Jede 

Rechnung in Vertretungsangelegenheiten vor den ordentlichen Gerichten muss den 

Streitwert sowie den jeweiligen Tarifposten des RATG, jede Rechnung für sonstige 

Vertretungs- oder Beratungsangelegenheiten eine Stundenangabe enthalten, sodass 

die Honorarabrechnung nachvollziehbar ist. Bei beiden Arten von Rechnungen sind 

die einzelnen Leistungen bestimmt zu bezeichnen und die Barauslagen, die nicht 

bevorschusst wurden, gesondert auszuweisen.  

(2) Allfällige vom Gegner nach Rechnungslegung der Auftragnehmerin an die 

Auftraggeberin hereingebrachte Beträge sind von der Auftragnehmerin der 

Auftraggeberin in jenem Ausmaß durch Anweisung auf deren bekannt zu gebendes 

Konto zu erstatten, als die Auftraggeberin nach den Bestimmungen dieser 

Vereinbarung bereits Zahlungen für den konkreten Auftrag an die Auftragnehmerin 

geleistet hat. Sollten hingegen vor der Rechnungslegung der Auftragnehmerin an die 

Auftraggeberin Beträge vom Gegner hereingebracht werden, so ist die 

Auftragnehmerin berechtigt, im Ausmaß der bereits entstandenen 

Honorarforderungen die vom Gegner geleisteten Beträge einzubehalten; diesfalls ist 

der hereingebrachte Betrag in der Rechnung gesondert auszuweisen.  

(3) Die Honorare werden vier Wochen nach Rechnungslegung zur Zahlung fällig und 

sind unter Anführung der jeweiligen Nummer der Honorarnote(n) im 

Verwendungszweck auf das Konto der Auftragnehmerin bei der PSK, BIC: 

BUNDATWW, IBAN: AT840 1000 0000 5500 017, zu überweisen.  

(4) Eine der Auftragnehmerin übermittelte und ordnungsgemäß aufgeschlüsselte 

Honorarnote gilt als genehmigt, wenn nicht binnen zwei Wochen ab deren Erhalt von 

der Auftraggeberin schriftlich Widerspruch erhoben wird, wobei für die Fristwahrung 

der Eingang bei der Auftragnehmerin maßgeblich ist.  
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(5) Sofern die Auftraggeberin mit der Zahlung des gesamten oder eines Teiles des 

fälligen Honorars in Verzug gerät, hat sie der Auftragnehmerin Verzugszinsen in der 

gesetzlichen Höhe von 4% p.a. zu zahlen. Darüber hinausgehende gesetzliche 

Ansprüche (zB nach § 1333 ABGB) bleiben unberührt. 

 (6) Ausdrücklich festgehalten wird, dass die Auftragnehmerin berechtigt ist, der 

Auftraggeberin sämtliche bereits vor Beginn dieser Vereinbarung an sie durch die 

Auftragnehmerin erbrachte Leistungen gemäß der Bestimmungen dieser 

Vereinbarung in Rechnung zu stellen.  

IV. Einzelaufträge 

A. Auftragserteilung  

(1) Die Auftraggeberin kann im Einzelnen nach den Bestimmungen dieser 

Vereinbarung anwaltliche Beratungs- und Vertretungsleistungen bei der 

Auftragnehmerin beauftragen.  

(2) Eine Beauftragung der Auftragnehmerin hat schriftlich zu erfolgen, wobei Art und 

Inhalt der Leistung in diesem Schreiben möglichst genau zu bezeichnen sind. Die 

nähere Abstimmung von Inhalt, Umfang, Ort und Dauer etc der Tätigkeit erfolgt nach 

Maßgabe der konkreten Erfordernisse zwischen der Auftragnehmerin und 

Auftraggeberin einvernehmlich.  

(3) Ausdrücklich festgehalten wird, dass die Auftragnehmerin gemäß § 3 Abs 4 

ProkG nicht verpflichtet ist, Einzelaufträge anzunehmen. Die Auftragnehmerin wird 

sich jedoch bemühen, Aufträge anzunehmen. Sie kann die Übernahme eines 

Auftrages innerhalb von fünf Tagen ab Zugang des Schreibens gemäß Punkt (2) 

ablehnen, was insbesondere dann der Fall sein wird, wenn dessen Ausführung 

gegen die Bestimmungen des ProkG, insbesondere § 9 ProkG, verstoßen würde 

oder die Kapazitäten der Auftragnehmerin für eine ordnungsgemäße 

Auftragserfüllung nicht ausreichend sind. Auch nach einer bereits erfolgten Annahme 

eines Auftrages kann die Auftragnehmerin von diesem zurücktreten, wenn sich 

herausstellt, dass der Auftrag beispielsweise mit gesetzlichen Bestimmungen, 

insbesondere jenen des ProkG, in Widerspruch steht. Im letztgenannten Fall hat die 

Auftragnehmerin allerdings noch jene Handlungen vorzunehmen, die zwingend 

erforderlich sind, um die Auftraggeberin vor Rechtsnachteilen zu schützen.  
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(4) Die Übernahme sowie die allfällige Ablehnung eines Auftrages hat die 

Auftragnehmerin der Auftraggeberin jedenfalls nachweislich schriftlich bekannt zu 

geben bzw nachweislich zu bestätigen.  

B. Auftragserfüllung  

(1) Die Auftragnehmerin ist verpflichtet, beauftragte Leistungen durch eigenes 

bestmöglich qualifiziertes und zuverlässiges Personal sowie mit größtmöglicher 

Sorgfalt zu erbringen. 

 (2) Die Auftragnehmerin ist jedoch berechtigt, im Einzelfall Substitutionsvollmachten 

zu erteilen. Dies hat sie der Auftraggeberin vorab schriftlich mitzuteilen, welche 

dagegen innerhalb von drei Tagen Widerspruch erheben kann.  

 (3) Die Auftraggeberin stellt der Auftragnehmerin alle für die Erfüllung ihrer Aufgaben 

erforderlichen Informationen und Unterlagen innerhalb angemessener Zeit zur 

Verfügung und erteilt ihr darüber hinaus alle erforderlichen Auskünfte.  

C. Haftung 

Die Auftragnehmerin haftet nach den Bestimmungen des ProkG, wobei eine Haftung 

für leichte Fahrlässigkeit ausgeschlossen ist.  

D. Verschwiegenheit 

(1) Die Auftragnehmerin ist zur Verschwiegenheit über alle ihr im Rahmen des 

Vertretungs- und Beratungsverhältnisses zur Auftraggeberin anvertrauten 

Angelegenheiten und die ihr sonst in ihrer beruflichen Eigenschaft bekannt 

gewordenen Tatsachen betreffend die Auftraggeberin, wie geschäftliche und/oder 

betriebliche Informationen, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, sowie 

über den Inhalt angenommener Aufträge verpflichtet, deren Geheimhaltung im 

Interesse der Auftraggeberin gelegen ist. Diese Verpflichtung gilt auch über den 

Zeitpunkt der Beendigung eines Auftrages oder dieser Vereinbarung hinaus. Die 

Auftragnehmerin darf diese Informationen nur zu Zwecken der vereinbarten 

Leistungserbringung verwenden.  

(2) Zieht die Auftragnehmerin im Rahmen der Erfüllung eines Auftrages Mitarbeiter 

oder sonstige Dritte bei, hat sie diesen nachweislich die für sie geltende Verpflichtung 

iSd obigen Vertragspunktes zu überbinden und durch geeignete Maßnahmen sicher 

zu stellen, dass die Mitarbeiter und Dritten diese Verpflichtung einhalten.  

V. Allgemeine Bestimmungen 
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(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder 

undurchführbar sein oder werden, berührt dies nicht die Wirksamkeit oder 

Durchführbarkeit der übrigen Bestimmungen. Die unwirksame oder undurchführbare 

Bestimmung wird durch eine wirksame oder durchführbare Bestimmung ersetzt, die 

in ihrem wirtschaftlichen Gehalt der unwirksamen oder undurchführbaren 

Bestimmung möglichst nahe kommt.  

(2) Diese Vereinbarung sowie die Vertragsverhältnisse, die auf Grundlage dieser 

Vereinbarung geschlossen werden, unterliegen ausschließlich österreichischem 

Recht.  

(3) Zur Entscheidung von Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung sowie aus 

Vertragsverhältnissen, die auf Grundlage dieser Vereinbarung geschlossen wurden, 

ist das jeweils sachlich zuständige Gericht in Wien berufen. 

(4) Diese Vereinbarung wird in zweifacher Ausfertigung erstellt, wovon jede 

Vertragspartei eine erhält. 

 

Wien, am 22. September 2016 

 

 

Für die Stadtgemeinde Pressbaum: 

 

 

----------------------------------------------------------------- 

(…………………………………………..) 

 

Für die Finanzprokuratur: 

 

 

----------------------------------------------------------------- 

(Dr. Wolfgang Peschorn, Präsident) 

 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser, StR DI Brandstetter,  

Herr StR DI Brandstetter stellt folgenden 

Antrag: 
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Der Gemeinderat möge der Vertretung der Stadtgemeinde Pressbaum im 

Nachprüfungsverfahren „Straßenbeleuchtung“ gemäß der beiliegenden 

Honorarvereinbarung zustimmen.  

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu Top 17 – Berichte 

 Bgm. berichtet, die Schlaganfallsgruppe bedankt sich für die beschlossene 

Subvention 

 GR Söldner berichtet über den Karriegellauf, neuer Termin: 9.9.2017 

 Unterschriftenliste gegen Atomkraftwerk Dukovany  

 GR Sigmund. FAST-Oktoberfest am 24.9.2016 

 Anmeldung zu E-Mobil Pressbaum möglich 

 GR Naber BA MA MSc: 16.10.2016 Oktoberfest: Mannschaft der Gemeinde 

wird gesucht 

 27.11.2016 Ehrungen für Singgemeinschaft 

 GR Hejda: 14.10. Schnapsen beim Bogner 

 GR Leininger: 7.10. Kleidertauschparty im Rathaus-Foyer 

 25.9. Wandertag Tut-Gut  

 GR Polzer 16.10.2016 es soll eine Mannschaft von den Flüchtlingsvätern 

geben 

 Bgm. berichtet über Narrensitzung in Pressbaum 

 StR DI Brandstetter berichtet über Beitrag im P3-TV, das dritte E wurde an die 

Stadtgemeinde übergeben. 

 

Der Bürgermeister schließt den öffentlichen Teil der Sitzung um 20.17 Uhr. 
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V.g.g. 
 

Der Bürgermeister:             Die Schriftführerin: 

 

 

.......................................             ………………………… 
Josef Schmidl-Haberleitner (ÖVP)                   Michaela Kröss      

            

 
Die Protokollprüfer: 
 
 
 
…………………………………..   ............................................ 
StR Irene Heise (ÖVP)    Vzbgm. Alfred Gruber (SPÖ)  
 
 
 
 
.......................................................   ................................................ 

StR Wolfgang Kalchhauser (WIR)  StR Anna-Leena Krischel Bakk.phil. (FPÖ) 

 
 
 
 

......................................................                  ………………………………. 
GR Christine Leininger (GRÜNE)   GR Tanja Ehnert (NEOS) 
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Beilage 1: 
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                                                                                        Unabhängige Bürgerliste 

WIR! 
Die zu protokollierenden Stellungnahmen 

zur ordentlichen Sitzung des Gemeinderates am 22. Sept. 2016 
 
Zu Punkt 14, (Grundsatzbeschluss über die Änderung des örtl. 
Raumordnungsprogrammes)  
Sachverhalt: (vorbereitet v. Vzbgm. A. Gruber – SPÖ) 
Aufgrund der Besprechung vom 13.06.2016 mit den Wiener Privatkliniken (WPK) 
wurde ein Bebauungsvorschlag für die Liegenschaft in der Sanatoriumstraße 
vorgelegt. Der Teilungsplan weist 25 Bauplätze mit je einer Wohneinheit auf. 
Dieser Bebauungsvorschlag soll in ein Umwidmungsverfahren einbezogen werden 
und hierfür stellt Vzbgm. Gruber folgenden Antrag:  
Der Gemeinderat möge eine Änderung des Raumordnungs- und Bebauungsplanes 
in der oben beschriebenen Form und Aufgrund des vorliegenden Teilungsplanes 
befürworten, damit der Teilungsplan GZ1934/09 vom 24.06.2016 von DI K. 
umgesetzt werden kann. 
In Erinnerung der schon mehrmals angepeilten Bauvorhaben im Areal des 
Sanatoriums Rekawinkel (Sene Cura), bei dem die Befürchtungen einer 
„Verhüttelung“ und der Zerstörung der historisch gewachsenen Kultur- und 
Naturlandschaft rund um das Pflege- und Altenheim geäußert wurden, werden wir 
auch diesmal der geplanten Verbauung nicht zustimmen. 
Als Alternative zu den geplanten „Einzelbauten“ wurden schon damals mittels 
Gerüchte-Börse mögliche Großbauten ins „Spiel“ gebracht (12. Dezember 2008). 
Gegen eine solche Umwidmung sprachen sich damals Gruber`s sozialistische 
Fraktion, die Grünen und WIR! als Bürgerliste aus.  
Grubers Aussage damals: „Die schwarz-blaue“ Gemeinderatsmehrheit lasse die 
demografische Entwicklung außer Acht.“ 
Schon am 24. Juni 2008 wurde dem Antrag zur Umwidmung von Bauland-
Sondergebiet in Bauland-Wohngebiet, ungeachtet der erforderlichen Rodung des 
vorhandenen Wald- und Wiesengürtels, der bis dato vollkommene Erholung bietet, 
stattgegeben. 
Ungeachtet der dafür notwendig werdenden Infrastruktur bedarf es umfangreiche 
Landschaftsveränderungen.  
Und das alles über Jahre hinweg vor den Räumen kranker rehabilitations- und 
pflegebedürftiger Sanatoriumsbewohner.  
In einem Schreiben des damaligen Biosphärenparkdirektor Dr. Gerfried Koch, vom 6. 
November 20018, heißt es: 
„…In Gesprächen mit den zuständigen Behörden wurde jedoch die Position des 
Biosphärenpark Wienerwald insoferne klargestellt, dass neue Umwidmungen in 
Bauland-Wohngebiet einer genauen Prüfung unterzogen werden müssen und den 
gesetzlichen Rahmenbedingungen des Biosphärenpark Wienerwald entsprechen 
müssen…“  
„Sollte es im Zuge dieses Verfahrens zu einer begründeten Ausweitung des Bauland-
Wohngebietes kommen, dann müssten aus unserer Sicht Ausgleichsmaßnahmen 
erfolgen. 
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Dies könnte bedeuten, dass bestehendes Bauland-Sondergebiet in eine 
Grünlandwidmung übergeführt wird. Damit wird die potenzielle Baulandswidmung 
reduziert.“ 
Landeshauptmann-Stellvertreter schrieb dazu am 17. Februar 2009: 
„…der Gemeinderat bei dieser Entscheidung nicht frei, sondern an die 
Bestimmungen genauso wie der Gemeinderat des NÖ-Raumordnungsgesetzes 1976 
gebunden. Um die Einhaltung dieser Bestimmungen zu gewährleisten, sieht das NÖ-
Raumordnungsgesetz 1976 vor, dass Änderungen des Flächenwidmungsplanes der 
Genehmigung durch die Landesregierung bedürfen, die ihrerseits, hierbei das 
Gesetz zu beachten hat.“ 
Landesrat Plank schreibt am 16. Jänner 2009: 
„Bekanntlich ist das gesamte Areal seit vielen Jahrzehnten als Bauland-Sondergebiet 
gewidmet, wobei die besondere Zweckbindung auf „Krankenanstalt-Sanatorium, 
Altenheim-Seniorenbetreuung lautet. Die Marktgemeinde Pressbaum hat die 
beabsichtigte Umwidmung dann doch nicht beschlossen, womit die bisherige 
Flächenwidmung nach wie vor gültig ist. 
Es ist richtig, dass im Zuge der baulichen Ausnutzung auch die Frage zu klären sein 
wird, welche Flächen als Wald im Sinne des Forstgesetzes anzusehen sind.“ 
Schlussendlich steht in den Pressbaumer Mitteilungen vom September 2011: 
„Um den Erhalt des „Sanatoriumpark“ zu gewährleisten und eine zukünftige bauliche 
Erweiterung des Sanatoriums ausschließlich zum Zwecke der Altenpflege zu 
ermöglichen, wurden Bebauungsbestimmungen (Baufluchtlinien…sowie explizit im 
Text festgehaltener Schutz des Baumbestandes) vorgeschlagen, die in der Folge 
auch im Gemeinderat einstimmig beschlossen und in Form einer sogenannten 
„Bausperre“ namens BS 4 rechtskräftig wurde. 
Abschließend befürchtet der Autor: „, dass wohl nach den Gemeinderatswahlen, bei 
vielleicht anderen Mehrheiten, möglicherweise wiederum die Umwidmung in 
„Bauland-Wohngebiet“ stattfinden könnte. Damit könnten „Eigentumswohnungen für 
betreute Senioren einfach parzelliert und verkauft werden.“ 
So wie es nun umgesetzt werden soll…! 
 
Zu Punkt 17 (Entsendung des Kulturstadtrates in den Museumsverein) 
Nach Durchsicht der vorliegenden Museums-Statuten ergibt sich, dass der 
Bürgermeister bzw. der Kulturreferent dem Museums-Vorstand angehörig sein soll.  
Weiteres bedarf es einer Kontrollfunktion, da bis dato eine Inventarliste fehlt und 
keine fachlich fundierte Tätigkeit erkennbar ist. Nach ersten Erkenntnissen fehlt auch 
ein Teil des Inventars.  
Ein Zustand von besonderer Bedeutung, da jegliche Museumsobjekte Eigentum 
unserer Stadtgemeinde sind.  
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Zu Punkt 19 (PKomm Jahresabschluss) 
Vorweg sei in Erinnerung gerufen, dass unsere „Unabhängige Bürgerliste“, 
absichtlich nicht in irgendeiner Funktion der „Pressbaumer Kommunal GmbH“ 
vertreten ist. Der Grund dafür liegt in der Überlegung, als Bürgervertreter/Innen 
unparteiisch und unbeeinflussbar agieren zu können! Im Aufsichtsrat tummeln sich 
schon genug Parteienvertreter. 
Nach Durchsicht der uns übergebenen Unterlagen überwiegt die Skepsis gegenüber 
dem Gesellschaftskonstrukt. Besonders, wenn gewisse Gesellschafts-Tätigkeiten mit 
dem § 1357 ABGB abgesichert sind, was bedeutet, dass der Bürger (die Gemeinde, 
also wir alle) gleich einem Mitschuldner mithaftet. Also jeder von uns! 
Zum Geschäftsjahr 2015 stellt sich die Frage, wie es bei einer derzeit geringen 
Mitarbeiterschaft zu Lohn- und Gehaltsauszahlungen von über 320.000 Euro kommt. 
Der  gesamte Personalaufwand für 2015 beträgt ca. 400.000 Euro 
 
Die Darstellung des Geschäftsverlaufs liest sich eher kümmerlich. 

 Vermietung von 4 Wohnungen am alten ASFINAG-Areal (WIR gehen davon 

aus, dass diese den Flüchtlingen überlassen wurden. 

 Irgendwer hat für das geplante Freizeitareal Kunststoffplatten kostengünstig 

überlassen. 

 Irgendein angebotenes „Paket“ für Hochzeitsveranstaltungen in der 

denkmalgeschützten Hansen-Villa „wurde gut angenommen“. Interessant wäre 

die Summe des „Erlöses“ und nicht der Begriff „Verdopplung“. 
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 Ansonsten liest man von „verschobenen Bauprojekten“, nicht kompensierten 

Auftragsvolumen, Erlöse konnten nicht gesteigert werden, bereist 

zugesicherte externe Aufträge konnten noch nicht gestartet werden. 

Schlussendlich kommt ein Prognosebericht, dass im Geschäftsjahr 2016 mit 
anhaltend schwierigem wirtschaftlichem Umfeld zu rechnen ist. 
 
 

Alle Angaben und Recherchen wurden sorgfältig und nach bestem Wissen erstellt. 
Trotzdem erheben sie keinen Anspruch auf Vollständigkeit und sind daher auch ohne 
Gewähr. 
 

Wolfgang Kalchhauser 
                                                                                                         Stadtrat 

 


